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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. April 1952 

4 - 44000 - 883/52 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung von 
Zuständigkeiten auf den Gebieten des Bürger- 
lichen Rechts, des Handelsrechts und des 
Strafrechts (Zuständigkeitsergänzungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner Sitzung 
am 14. März 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Bruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger. Andernach. Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung von Zuständigkeiten auf den Gebieten des Bürgerlichen Rechts, 
des Handelsrechts und des Strafrechts (Zuständigkeitsergänzungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Erster Abschnitt 
Begriffsbestimmung 

S 1 

Im Sinne dieses Gesetzes sind als Gerichte, 
an deren Sitz deutsdie Gerichtsbarkeit nicht 
mehr ausgeübt wird, anzusehen: 

1. Die Gerichte im Gebiet des Deutschen 
Reiches nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 östlich der Oder- 

Neiße-Linie; 

2. die Geridite in Danzig, in den ehemaligen 
eingegliederten Ostgebieten und im Memel- 
land; 

3. die Geridite im Elsaß, in Lothringen und 
in Luxemburg; 

4. die Gerichte in Eupen, Malmedy und 
Moresnet; 

5. die Geridite im ehemaligen sudetendeut- 
schen Gebiet; 

6. die deutsdien Gerichte im ehemaligen 
Protektorat Böhmen und Mähren, im ehe- 
maligen Generalgouvernement und in den 
ehemaligen Reichskommissariaten Ostland 
und Ukraine. 

Zweiter Abschnitt 
Bürgerliches Recht 

§ 2 

(1) Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die am 
8. Mai 1945 bei einem Gericht anhängig 
waren, an dessen Sitz deutsdie Gerichtsbar- 
keit nicht mehr ausgeübt wird, können von 
jeder Partei aufgenommen werden (§ 250 
ZPO); die Zustellung des Aufnahmeschrift- 
satzes kann an die Partei selbst erfolgen. 
Sachlich und örtlich zuständig ist das nach 


den jetzt geltenden Vorschriften für die 
Klage oder das Rechtsmittel zuständige Ge- 
richt. Hat der Beklagte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes keinen allgemeinen Gerichts- 
stand, so ist für vermögensrechtliche An- 
sprüche audi das Geridit zuständig, in dessen 
Bezirk er Vermögen hat. Mit der Aufnahme 
endet die Unterbrechung des Verfahrens 
(§ 245 ZPO). 

(2) In dem Verfahren bisher gezahlte Ge- 
riditsgebühren sind abgegolten. 

§ 3 

(1) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die 
bei einem Geridit anhängig waren, an dessen 
Sitz deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr aus- 
geübt wird, kann das Kostenfestsetzungs- 
verfahren auf Grund eines zur Zwangsvoll- 
streckung geeigneten Titels bei dem Gericht 
betrieben werden, bei dem eine erstattungs- 
pflichtige Partei ihren allgemeinen Geridits- 
stand hat, oder in Ermangelung eines allge- 
meinen Gerichtsstandes im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes bei dem Gericht, in dessen 
Bezirk sie Vermögen hat. 

(2) Dem Gesuch um Festsetzung der 
Prozeßkosten ist der Titel beizufügen. Die 
Kostenfestsetzung ist auf ihm zu vermerken. 

§ 4 

(1) Für die nach dem Achten Buch der 
Zivilprozeßordnung dem Prozeßgericht und 
in den Fällen der §§ 796 Abs. 3, 797 Abs. 1 
und 3, 797 a Abs. 1 und 2 der Zivil- 
prozeßordnung dem Gericht zustehenden 
Entscheidungen ist bei Urteilen, die vor 
dem 8. Mai 1945 von einem Gericht er- 
lassen worden sind, an dessen Sitz deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, 
und bei sonstigen Vollstreckungstiteln, die 
von einem solchen Gericht oder in seinem 
Bezirk erlassen oder errichtet worden sind, 
das Gericht zuständig, bei dem der Schuldner 
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seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, oder in 
Ermangelung eines allgemeinen Gerichts- 
standes im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
das Gericht, in dessen Bezirk er Vermögen 
hat. 

(2) Das in Absatz 1 bczeichnete Gericht ist 
auch für die Erteilung vollstreckbarer Aus- 
fertigungen anderer als gerichtlicher Urkun- 
den zuständig, die im Bezirk eines Gerichts 
errichtet worden sind, an dessen Sitz deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird. 

(3) Für die Erteilung von Zeugnissen über 
die Rechtskraft ist bei vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten das in Absatz 1 bezeichnete, 
bei nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten 
das Gericht erster Instanz zuständig, in 
dessen Bezirk eine der Parteien ihren allge- 
meinen Gerichtsstand hat. 

(4) Für die Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens sowie für Klagen nach § 164 Abs. 3 
der Konkursordnung und § 86 der Ver- 
gleichsordnung gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 5 

(1) Die Vereinbarung der ausschließlichen 
Zuständigkeit eines Gerichts, an dessen Sitz 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr ausge- 
übt wird, gilt als nicht erfolgt. 

(2) Das gleiche gilt von einer Vereinbarung, 
durch die in einem Schiedsvertrag ein solches 
Gericht für die in § 1045 der Zivilprozeß- 
ordnung genannten Entscheidungen bezeich- 
net ist. 

§ 6 

(1) Wird am Sitze des Gerichts, des Notars 
oder des Jugendamts, die nach den §§ 4 und 
8 der Verordnung über die Ersetzung zer- 
störter oder abhanden gekommener Urkun- 
den vom 18. Juni 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 395) oder der Bekanntmachung vom 
5. November 1943 (Deutsche Justiz S. 522) 
für die Ersetzung der Urschrift zuständig 
sind, deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr 
ausgeübt, so ist für die Ersetzung der Ur- 
kunden das Amtsgericht zuständig, bei dem 
der Antragsteller seinen allgemeinen Ge- 
richtsstand hat, oder in Ermangelung eines 
allgemeinen Gerichtsstandes im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes das Amtsgericht, in 
dessen Bezirk er Vermögen hat. Ist ein Ge- 
richtsstand im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hiernach nicht begründet, so ist das 
Amtsgericht Schöneberg in Berlin-Schöne- 
berg zuständig. 


(2) Das Gericht wird erst tätig, nachdem es 
dem Amtsgericht Schöneberg in Berlin- 
Schöneberg Anzeige erstattet und dieses ihm 
mitgeteilt hat, daß eine frühere Anzeige 
gleichen Inhalts von einem anderen Gericht 
bei ihm nicht eingegangen ist. Ist ein Gericht 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes im Sinne 
des Absatzes 1 tätig geworden, so zeigt es 
dies dem Amtsgericht Schöneberg in Berlin- 
Schoneberg unverzüglich an. 

S 7 

(1) Wird am Sitze des nach § 73 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit zuständigen Nach- 
laßgerichts deutsche Gerichtsbarkeit nicht 
mehr ausgeübt, so ist jedes Amtsgericht, in 
dessen Bezirk sich Nachlaßgegenstände be- 
finden, als Nachlaßgericht zuständig. Befin- 
den sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keine Nachlaßgegenstände, so ist, wenn der 
Erblasser Deutscher ist, das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg zuständig. 

(2) Ist ein Amtsgericht als Nachlaßgericht 
tätig geworden, so ist es für den gesamten 
Nachlaß ausschließlich zuständig. 

(3) § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 

■S 8 

Für Vormundschaften, für Pflegschaften 
nach den §§ 1909 und 1910 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und für Beistandschaften nach 
§ 1687 des Bürgerlichen Gesetzbuches, die am 
8. Mai 1945 bei einem Amtsgericht anhängig 
waren, an dessen Sitz deutsche Gerichtsbar- 
keit nicht mehr ausgeübt wird, ist das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk der Mün- 
del, der Pflegebefohlene oder das Kind seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohn- 
sitzes im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für 
Pflegschaften nach den §§ 1911 und 1913 
des Bürgerlichen Gesetzbuches ist das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk ein Be- 
dürfnis zur Fürsorge für die Vermögensange- 
legenheiten des Pflegebefohlenen hervortritt. 

§ 9 

Vormundschaften, die am 8. Mai 1945 von 
einem Jugendamt gemäß den §§ 35 und 39 
des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes geführt 
wurden, das seinen Sitz in einem Gebiet hat, 
in dem deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr 
ausgeübt wird, werden von dem Jugendamt 
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weitergeführt, in dessen Bezirk der Mündel 
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
Wohnsitzes im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Dies gilt nicht, wenn für den Mündel im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes bereits ein 
Vormund bestellt worden ist. Das Jugend- 
amt, das .die Vormundschaft weiterführt, 
zeigt dies dem Vormundschaftsgericht unver- 
züglich an. 

§ 10 

(1) Unbeschadet der allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften kann 

1. einer natürlichen Person, 

2. einer juristischen Person oder Gesellschaft 
für Vermögensangelegenheiten, die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zu erledigen 
sind, ein Abwesenheitspfleger bestellt werden, 
wenn die Verbindung mit dem Aufenthalts- 
ort der natürlichen Person (Nr. 1) oder den 
zur Vertretung berechtigten Personen der 
juristischen Person oder Gesellschaft (Nr. 2) 
unterbrochen oder in einer Weise erschwert 
ist, daß die Vermögensangelegenheiten der 
Person oder Gesellschaft im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nicht ordnungsmäßig besorgt 
werden können. 

(2) Bedürfen die gesetzlichen Vertreter 
einer juristischen Person oder Gesellschaft 
zur Vornahme von Rechtsgeschäften der Zu- 
stimmung eines anderen Organs, so kann für 
dieses Organ oder Mitglieder desselben in 
entsprechender Anwendung der Bestimmung 
des Absatzes 1 ein Abwesenheitspfleger be- 
stellt werden. 

(3) Für die Bestellung des Abwesenheits- 
pflegers ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge für 
die Vermögensangelegenheit hervortritt. 
Unterhält die Person oder Gesellschaft im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Zweig- 
niederlassung, so ist das für die Zweignieder- 
lassung zuständige Amtgericht zuständig. 

(4) Betreibt die Person oder Gesellschaft 
ein gewerbliches Unternehmen, so ist vor der 
Bestellung des Abwesenheitspflegers die zu- 
ständige Berufsvertretung zu hören. 

§ 11 

Wird am Sitze eines für Aufgebotsver- 
fahren nach dem Neunten Buch der Zivil- 
prozeßordnung zuständigen Gerichts deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt, so ist 


für das Aufgebotsverfahren das Amtsgericht 
Schöneberg in Berlin-Schöneberg zuständig. 
In den Fällen der §§ 989 bis 1001 der Zivil- 
prozeßordnung ist das in § 7 dieses Gesetzes 
bestimmte Gericht zuständig. 

§ 12 

Ist in Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit in der Zeit vom 8. Mai 1945 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes anstelle 
eines Gerichts, an dessen Sitz deutsche Ge- 
richtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, ein 
anderes als das nach diesem Gesetz zuständige 
Gericht tätig geworden, so wird die Wirk- 
samkeit der von diesem Gericht vorgenom- 
menen Flandlungen durch den Mangel der 
Örtlichen Zuständigkeit nicht berührt. Dies 
gilt auch, wenn ein anderes als das nach 
diesem Gesetz zuständige Gericht eine Erb- 
schaftsannahme- oder Ausschlagungserklärung 
oder eine Anfechtung einer solchen Er- 
klärung oder einer Verfügung von Todes 
wegen entgegengenommen hat. 

Dritter Abschnitt 
Handelsrecht 
§ 13 

(1) Befand sich die Hauptniederlassung 
eines Einzelkaufmanns oder einer juristischen 
Person oder der Sitz einer Handelsgesellschaft 
am 8. Mai 1945 in dem Bezirk eines Gerichts, 
an dessen Sitz deutsche Gerichtsbarkeit nicht 
mehr ausgeübt wird, und können deshalb 
die nach den §§ 13, 13 a und 13 c des Han- 
delsgesetzbuches, nach den §§ 35, 36' und 38 
des Aktiengesetzes, nach § 12 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung und nach § 16 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften erforderlichen Anmeldun- 
gen, Zeichnungen, Einreichungen und Ein- 
tragungen nicht bei dem Gericht der Haupt- 
niederlassung oder des Sitzes erfolgen, so ist 
das Gericht zuständig, welches das Handels- 
register für den Ort führt, an dem eine 
Zweigniederlassung besteht oder errichtet 
werden soll oder an den die Hauptnieder- 
lassung oder der Sitz verlegt werden soll. 

(2) Der Anmeldende hat diesem Gericht 
eine beglaubigte Abschrift der Eintragung im 
Handelsregister der Hauptniederlassung (des 
Sitzes) oder der bisherigen Hauptnieder- 
lassung (des bisherigen Sitzes) einzureichen. 
Das Gericht kann sich mit einer Glaubhaft- 
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mnchung des Inhalts der Eintragung be- 
gnügen. 

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
sinngemäß für die Aufhebung einer Zweig- 
niederlassung. 

§ 14 

Für die im Recht der Handelsgesellschaften, 
Genossenschaften und Versicherungsvereine 
auf Gegenseitigkeit dem Registergericht zu- 
geteilten Aufgaben, die nicht unmittelbar die 
Registerführung betreffen, ist, wenn an dem 
Sitz des Registergerichts deutsche Gerichts- 
barkeit nicht mehr ausgeübt wird, das Amts- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk die Ver- 
waltung der Handelsgesellschaft, der Genos- 
senschaft oder des Versicherungsvereins ge- 
führt wird oder geführt werden soll. 

§ 15 

Auf Vereine sind die §§ 13 und 14 dieses 
Gesetzes entsprechend anzuwenden. 

Vierter Abschnitt 
Strafrecht 

§ 16 

(1) Für Strafsachen, die am 8. Mai 1945 

bei einem Gericht anhängig oder rechtskräf- 
tig abgeschlossen waren, an dessen Sitz 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr ausge- 
übt wird, ist die Strafkammer des Land- 
gerichts oder unter den Voraussetzungen des 
§ 80 des Gerichtsverfassungsgesetzes das 

Schwurgericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Beschuldigte oder Verurteilte zur Zeit 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder in'Ermangelung eines im Be- 
reich deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen 
Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Dies gilt nur für Personen, die zur Zeit 
des früheren Verfahrens Deutsche waren 
und im Zeitpunkt der Fortsetzung des Ver- 
fahrens oder des Antrags auf Wiederauf- 
nahme Deutsche sind. 

(2) Bei der Strafvollstreckung tritt, wenn 
die bisherige Strafvollstreckungsbehörde bei 
einem Gericht bestand, an dessen Sitz 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr ausge- 
übt wird, an deren Stelle die Strafvoll- 
streckungsbehörde bei dem Landgericht, in 
dessen Bezirk der Verurteilte seinen Wohn- 
sitz oder in Ermangelung eines im Bereich 
deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen Wohn- 
sitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 


§ 17 

(1) Ein Verfahren, das durch Urteil eines 
Wehrmachtsgerichts oder eines Gerichts einer 
wehrmachtähnlichen Formation rechtskräftig 
abgeschlossen ist, kann zu Gunsten des Ver- 
urteilten nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung wieder aufgenommen werden. 

(2) Die Wiederaufnahme ist auch zulässig, 

1. wenn auf eine Strafe oder eine Maßregel 
der Sicherung und Besserung erkannt wor- 
den ist, auf die nach den angewendeten 
Vorschriften überhaupt nicht erkannt 
werden durfte, oder 

2. wenn ein Urteil bestätigt worden ist, das 
nach § 86 der Kriegsstrafverfahrensord- 
nung vom 17. August 1938 (Reichs- 
gesetzbl. 1939 I S. 1457) nicht bestätigt 
werden durfte. 

(3) Für das Wiederaufnahmeverfahren ist 
die Strafkammer des Landgerichts oder unter 
den Voraussetzungen des § 80 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes das Schwurgericht zu- 
ständig, in dessen Bezirk der Verurteilte zur 
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines im 
Bereich deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen 
Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

§ 18 

(1) Ergibt sich nach den Vorschriften der 
§§ 16 und 17 keine Zuständigkeit im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, so ist die 
Strafkammer des Landgerichts oder das 
Schwurgericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Beschuldigte oder Verurteilte erstmalig 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz begründet. 

(2) Hat ein Beschuldigter oder Verurteilter 
seinen Wohnsitz im Ausland und ist eine Zu- 
ständigkeit nach Absatz 1 nicht begründet, 
so wird die Strafkammer oder das Schwur- 
gericht durch den Bundesgerichtshof be- 
stimmt. 

(3) Ist der Verurteilte vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes verstorben, so ist die 
Strafkammer des Landgerichts oder das 
Schwurgericht zuständig, in dessen Bezirk er 
seinen letzten Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines im Bereich deutscher Gerichtsbarkeit 
gelegenen Wohnsitzes seinen letzten gewöhn- 
lichen Aufenthalt hatte. Ergibt sich hiernach 
keine Zuständigkeit im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, so bestimmt sich die Zuständig- 
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keit nach dem Wohnsitz oder dem gewöhn- 
lichen Aufenthalt des nach § 361 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung berechtigten Antrag- 
stellers; die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend. Sind hiernach mehrere Gerichte zu- 
ständig, so gebührt dem Gericht der Vorzug, 
das zuerst mit der Sache befaßt wird. 


Fünfter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 19 

Unberührt bleiben Ersatzzuständigkeiten 
die sich aus bisher erlassenen Vorschriften 
ergeben, 

§ 20 

Wo nach landesgesetzlichen Vorschriften 
für die dem Vormundschaftsgericht oder dem 
Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen 
andere als gerichtliche Behörden zuständig 
sind, treten diese Behörden an die Stelle des 
nach den §§ 7 und 8 dieses Gesetzes zustän- 
digen Amtsgerichts. 

§ 21 

Auf das Verfahren vor den Arbeitsgerichts- 
behörden sind die Vorschriften dieses Ge- 
setzes nicht anzuwenden. 

§ 22 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. die Verordnung über die Zuständigkeit 
von Nachlaßgerichten der Oberlandes- 
gerichtspräsidenten in Braunschweig vom 
10. Mai 1946 (JBl. S. 42), Celle vom 
21. Januar 1946 (Hann. RPfl. S. 3), Düs- 
seldorf vom 5. Mai 1946 (JBl. S. 34), 
Hamburg vom 17. Dezember 1945 (VOBl. 
S. 50), Hamm vom 17. Oktober 1945 
(JBL für Westfalen und Lippe S. 22) in 
der Fassung vom 3. Januar 1946 (JBl. 
für Westfalen und Lippe S. 4), Kiel vom 
26. April 1946 (Schl. Holst. Anz. S. 158), 
Köln vom 6. Mai 1946 (JBL S. 54), Olden- 
burg vom 21. Januar 1946 (JBl. S. 25); 

2. die Verordnungen über Abwesenheits- 
pflegschaften der Oberlandesgerichtsprä- 


sidenten in Braunschweig vom 15. April 
1946 (JBl. S. 21), Celle vom 18. April 
1946 (Hann. RPfl. S. 41), Düsseldorf vom 
8. Januar und 29. April 1946 (JBl. S. 2/31), 
Hamburg vom 3. April 1946 (VOBL 
S. 37), Hamm vom 12. April 1946 (JBL 
für Westfalen und Lippe S. 45), Kiel vom 
15. April 1946 (Schl. Holst. Anz. S. 124), 
Köln vom 18. Januar 1946 (JBl. S. 29), 
Oldenburg vom 2. Mai 1946 (JBL S. 57); 

3. die Verordnung des Präsidenten des Zen- 
traljustizamts für die britische Zone zur 
Überleitung von Strafverfahren bei auf- 
gehobenen Gerichten vom 4. Dezember 
1946 (Verordnungsblatt für die britische 
Zone 1947 S. 8); 

4. § 31 der Rechtsanordnungen über Ge- 
richtsverfassung und Verfahren in den 
Ländern Baden (Amtsblatt der Landes- 
verwaltung Baden 1946 S. 44), Württem- 
berg-Hohenzollern (Amtsblatt des Staats- 
sekretariats für das französisch besetzte 
Gebiet Württembergs und Hohenzollern 
1946 S.230) und in dem bayerischen Kreis 
Lindau (Amtlicher Anzeiger für den 
bayerischen Kreis Lindau Nr. 50 vom 
1. Juli 1947) und § 31 der Landesverord- 
nung über Gerichtsverfassung und Ver- 
fahren vom 11. April 1947 im Lande 
Rheinland-Pfalz (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz S. 155) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Dezember 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz S. 599). 

§ 23 

Strafverfahren, die nach- den in § 22 Nr. 3 
und 4 aufgehobenen Vorschriften im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes an- 
hängig sind, werden nach den bisherigen 
Vorschriften zu Ende geführt. 

§ 24 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung seine Anwendung beschlossen hat. 

§ 25 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


6 



Begründung 


I. 

Die Ereignisse des Jahres 1945 haben die 
Ausübung deutscher Gerichtsbarkeit in eini- 
gen Gebietsteilen des deutschen Reiches so- 
wie in den ihm angegliederten oder wäh- 
rend des Krieges unter deutsche Zivilverwal- 
tung gestellten Gebieten zum Stillstand ge- 
bracht. Im Zusammenhang hiermit haben 
sich für Personen, die aus diesen Gebieten 
vertrieben worden oder geflüchtet sind, häu- 
fig Schwierigkeiten bei der Wahrnehmung 
ihrer Rechte ergeben. In vielen Fällen ist es 
zwar der Rechtsprechung gelungen, durch 
eine den tatsächlichen Verhältnissen ange- 
paßte Auslegung der geltenden Zuständig- 
keitsnormen diese Schwierigkeiten zu be- 
heben; in manchen Fällen jedoch hat sich die- 
ser Weg als nicht gangbar erwiesen. 

Die dadurch hervorgerufenen Eingriffe des 
Gesetzgebers sind sachlich und vielfach auch 
Örtlich auf Teilregelungcn beschränkt ge- 
blieben. & 

Auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts hat 
der Bundesgesetzgeber in § 15 a des Verschol- 
lenheitsgesetzes — in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung von Vorschriften des 
Verschollenheitsrechts vom 15. Januar 1951 
(BGBl. I S. 59) — eine Ersatzzuständigkeit 
für Todeserklärungen geschaffen. Eine wei- 
tere Ersatzzuständigkeit für das gesamte 
Bundesgebiet ist durch § 3 Abs. 3 der 
16. Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz (Mitteilungen der Bank deutscher 
Länder 1949 S. 58) begründet worden, wo- 
nach bei Vollstreckungstiteln über RM-For- 
derungen, wenn sie von einer Stelle außer- 
halb des Währungsgebiets erteilt sind, über 
die Erteilung des Umstellungsvermerks das 
Amtsgericht entscheidet, an dem der Schuld- 
ner seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 
Ferner besteht in der britischen Zone auf 
Grund gleichlautender Verordnungen der 
Oberlandesgerichtspräsidenten aus dem Jahre 
1946 eine Ersatzzuständigkeit für Nachlaß- 
sachen. 

Auf dem Gebiete des Strafrechts sind Ersatz- 
zuständigkeiten in gewissem Umfange in der 
französischen Zone durch Rechtsanordnun- 
gen der Länder geschaffen worden (Landes- 
verordnung über Gerichtsverfassung und — 
Verfahren des Landes Rheinland-Pfalz in der 
Fassung vom 1. Dezember 1949 — GVBl. 


S. 599 und entsprechende Vorschriften in den 
anderen Ländern der französischen Zone aus 
dem Jahre 1946). 

Der Entwurf knüpft an die bereits vorhan- 
denen Regelungen an, erweitert sie jedoch 
auf den Umfang, in welchem nach dem vor- 
liegenden Material das Bedürfnis einer Er- 
gänzung der Zuständigkeitsvorschriften im 
Hinblick auf die Gebiete, in denen deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, 
gegenwärtig noch besteht. Eine erschöpfende 
Regelung wird mit Rücksicht auf die nur vor- 
übergehende Bedeutung des Gegenstandes 
nicht angestrebt; soweit der Entwurf auf den 
nicht ausdrücklich geregelten Gebieten die 
Frage des ersatzweise zuständigen Gerichts 
offen läßt, bleibt ihre Lösung im einzelnen 
Falle der Rechtsprechung überlassen. 

Andererseits greift der Entwurf in zwei Punk- 
ten über die Begründung von Ersatzzustän- 
digkeiten für Gerichte, an deren Sitz deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, 
hinaus. 

1 . 

Die in der britischen Zone im Jahre 1946 
durch übereinstimmende Verordnungen der 
Oberlandesgerichtspräsidenten geschaffene 
Möglichkeit, natürlichen oder juristischen 
Personen und Gesellschaften einen Ab- 
wesenheitspfleger zu bestellen, wenn die Ver- 
bindung mit ihrem Aufenthaltsort oder den 
Vertretungsberechtigten unterbrochen oder 
so erschwert ist, daß ihre Vermögensange- 
legenheiten nicht ordnungsmäßig besorgt wer- 
den können, hat sich im Geltungsbereich .der 
Verordnungen bewährt. Ein gleiches Bedürf- 
nis ist auch außerhalb der britischen Zone 
verschiedentlich bis in die jüngste Zeit her- 
vorgetreten. Der Entwurf übernimmt daher 
die Regelung der britischen Zone ohne Ab- 
änderungen. Soweit die Bestimmung über 
eine Ergänzung der Zuständigkeitsnormen 
hinausgeht, rechtfertigt sich ihre Aufnahme 
in den Entwurf aus der Erwägung, daß da- 
mit einer durch den Zwang der Nachkriegs- 
Verhältnisse bedingten vorübergehenden Be- 
hinderung von Rechtsträgern in der Wahr- 
nehmung ihrer Rechte abgeholfen werden 
soll. Eine Abänderung der für die Dauer ge- 
dachten Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches über die Abwesenheitspflegschaft 
wäre aus diesem Grunde unzweckmäßig. 
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2 . 

Auf dem Gebiete des Strafrechts sind die 
Möglichkeiten der Nachprüfung von Ent- 
scheidungen früherer Wehrmachtgerichte 
oder von Gerichten wehrmachtähnlicher For- 
mationen uneinheitlich geregelt. 

Soweit es sich um politische Strafsachen han- 
delt, ist durch bestehende landesrechtliche 
Vorschriften in Verbindung mit den Rechts- 
vorschriften der Besatzungsmächte (z. B. Ge- 
setz Nr. 1 der Militärregierung Deutschlands 

— Kontrollgebiet des obersten Befehlshabers 

— betreffend die Aufhebung nationalsozia- 
listischen Unrechts) in genügendem Maße 
sichergestellt, daß nationalsozialistische 
Übergriffe in der Strafrechtspflege bereinigt 
werden können. Dies gilt auch, soweit Urteile 
über Straftaten politischen Inhalts eines 
Wehrmachtsgerichts oder Gerichte wehr- 
machtähnlicher Formationen ergangen sind. 
Bei nichtpolitischen Straftaten, die von Wehr- 
machtsgerichten abgeurteilt wurden, ist die 
Regelung jedoch unbefriedigend. In der ame- 
rikanischen Zone bestehen keine Sondervor- 
schriften für derartige Urteile, soweit sie 
politisch nicht beeinflußt waren. In der bri- 
tischen Zone ist die Möglichkeit der Wieder- 
aufnahme wehrmachtgerichtlicher Verfahren 
durch die Verordnung des Zentraljustizamtes 
zur Überleitung von Strafverfahren aufge- 
hobener Gerichte vom 4. Dezember 1946 
(VOBl. f. d. brit. Zone 1947 S. 8) geschaffen 
worden. Die Verordnung sieht die Wieder- 
aufnahme nach den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung vor und begründet die ent- 
sprechende Ersatzzuständigkeit. Außerdem 
ist in § 1 Abs. 4 der Verordnung vom 3. Juni 

47 (VOBl. f. d. brit. Zone S. 48) Straffreiheit 
für militärische Verbrechen oder Vergehen 
vorgesehen, die nicht zugleich einen Tatbe- 
stand nach den allgemeinen Strafgesetzen er- 
füllen. In der französischen Zone ist eine Er- 
satzzuständigkeit für Verfahren vor Wehr- 
machtsgerichten durch die in § 23 Nr. 3 und 
4 des Entwurfs genannten Vorschriften be- 
gründet werden. In diesen Vorschriften ist 
jedoch nicht ausdrücklich angeordnet, daß für 
Wiederaufnahmeverfahren gegenüber Ur- 
teilen der Wehrmachtsgerichte die Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung anzuwenden 
sind. Außerdem sieht § 6 des Gesetzes über 
die Gewährung von Straffreiheit vom 18. Juni 

48 (GVBl. Rheinland-Pfalz S. 283) die Til- 
gung von Strafregistervermerken vor, wenn 
von einem Wehrmachtgericht oder einem 
Gericht wehrmachtähnlicher Formationen 


wegen militärischer Verbrechen und Ver- 
gehen auf Strafe erkannt worden ist und 
nicht zugleich ein Straftatsbestand nach den 
all gemeinen Strafgesetzen erfüllt war. Die 
Regelungen in der britischen und der franzö- 
sischen Besatzungszone berücksichtigen bei 
der Schaffung der Ersatzzuständigkeit nicht 
in umfassender Weise die verschiedenen 
Möglichkeiten, unter denen für den Ver- 
urteilten und im Falle seines Todes für die 
nach § 361 Abs. 2 der Strafprozeßordnung 
berechtigten Personen ein begründetes Inter- 
esse an der Wiederaufnahme des Verfahrens 
gegeben sein kann. 

Diese Gesetzgebung hat zu folgendem Ergeb- 
nis geführt: 

Wiederaufnahmeverfahren gegenüber Ur- 
teilen von Wehrmachtgerichten oder Ge- 
richten wehrmachtähnlicher Formationen 
sind nur in der britischen Zone zweifelsfrei 
zulässig. In der amerikanischen Zone ist eine 
Wiederaufnahmemöglichkeit gesetzlich nicht 
vorgesehen. Auch für die französische Zone 
ist es zweifelhaft, ob ein wehrmachtgericht- 
liches Verfahren nach § 31 der oben bezeich- 
neten Landesverordnungen wieder aufge- 
nommen werden kann, da durch Art. III 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 34 vom 
20. August 46 sämtliche die Organisationen 
der Wehrmacht und der militärischen Ver- 
bündeten betreffenden Vorschriften aufge- 
hoben worden sind. Somit sind auch die 
• Verfahrensvorschriften der §§ 394 ff. der 
Militärstrafgerichtsordnung <in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. November 46 
(RGBl. I S. 755) und der §§ 91 ff. der Kriegs- 
strafverfahrensordnung vom 17. August 38 
(RGBl. 1939 I S. 1457) unanwendbar gewor- 
den. Sie sind nicht ohne weiteres durch die 
Vorschriften der Strafprozeßordnung er- 
setzt. Die Rechtsprechung kann die Lücken 
der Gesetzgebung nicht vollständig schließen. 
Um dem allgemeinen rechtsstaatlichen Grund- 
satz, daß unter besonderen Voraussetzungen 
die Wiederaufnahme eines rechtskräftig ab- 
geschlossenen Verfahrens zulässig sein muß, 
auch gegenüber Wehrmachtgerichtsurteilen 
Geltung zu verschaffen, sieht der Entwurf 
die bundeseinheitliche Regelung der Wieder- 
aufnahme wehrmachtgerichtlicher Straf- 
verfahren vor. 

II. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Ent- 
wurfs ist folgendes zu bemerken: 
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Zu § 1: 

Die Vorschrift stellt den Anwendungsbereich 
des Gesetzes insoweit klar, als sie erschöpfend 
die Gebiete aufzählt, für deren Gerichte die 
Bestimmung gelten soll, daß „an ihrem Sitz 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr ausge- 
übt wird“. In die Regelung sind außer den 
vorläufig unter polnische Verwaltung gestell- 
ten Gebietsteilen des deutschen Reiches die 
Gebiete einbezogen, in * denen spätestens 
während des Krieges deutsche Gerichtsbarkeit 
entweder ausschließlich oder neben fremder 
Gerichtsbarkeit bestanden hat. Die Personen, 
die dieser deutschen Gerichtsbarkeit unter- 
laßen und entweder sich jetzt im Bundes- 
gebiet aufhalten oder hier schutzwürdige 
Interessen wahrzunehmen haben, sollen den 
Rechtsschutz, den die Zulassung von Ersatz- 
gerichten bezweckt, ohne Rücksicht darauf 
erhalten, ob ihr früherer Aufenthaltsort nach 
heutiger Anschauung als Inland oder als Aus- 
land anzusehn wäre, vorausgesetzt nur, daß 
dort keine deutsche Gerichtsbarkeit ausgeiibt 
wird. Die Einbeziehung Österreichs erübrigt 
sich, weil in Österreich bei Kriegsende anhän- 
gige Verfahren vor österreichischen Gerichten 
fortgesetzt werden können. 

Zu § 2: 

Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, die am 
8. Mai 45 bei einem Gericht anhängig waren, 
an dessen Sitz deutsche Gerichtsbarkeit nicht 
mehr ausgeübt wird, hat die Rechtsprechung 
sich im allgemeinen mit der Zulassung einer 
neuen Klage unter Zurückweisung der Ein- 
rede der Rechtshängigkeit begnügt. Dem- 
gegenüber sieht der Entwurf die Möglichkeit 
der Fortsetzung des alten Rechtsstreits vor. 
Dabei war vor allem die Erwägung maß- 
gebend, daß auch die beklagte Partei an der 
Fortsetzung des Rechtsstreits ein berechtigtes 
Interesse haben kann und keiner Partei 
irgendwelche in dem früheren Verfahren er- 
langten Rechtsvorteile genommen werden 
sollen. Bei einer Fortsetzung des Verfahrens 
wird am besten die gleiche Behandlung beider 
Parteien erreicht, da sowohl Kläger wie Be- 
klagter unter gleichen Bedingungen den 
Prozeß aufnehmn können. Auch wird, wenn 
der Rechtsstreit bereits im Berufungsver- 
fahren schwebte, eine Instanz erspart und die 
Anrechnung bereits bezahlter Gerichts- 
gebühren ermöglicht (Abs. 2). Soweit das 
frühere Verfahren nicht mehr rekonstruiert 
werden kann, wird keine Partei geschädigt, 


da in dem aufgenommenen Verfahren der 

Rechtsstreit neu verhandelt wird. 

Die sachliche Zuständigkeit für die Auf- 
nahme des Verfahrens soll sich nach dem jetzt 
geltenden Rechtszustand bestimmen. Es ist 
danach möglich, daß ein Rechtsstreit, der 
beim Landgericht anhängig war, beim Amts- 
gericht und ein Rechtsstreit, der beim Ober- 
landesgericht anhängig war, beim Landgericht 
fortgesetzt wird. Diese Regelung erschien 
ebenfalls mit Rücksicht auf die Abwertung 
alter Reichsmarkverbindlichkeiten durch die 
Währungsreform angemessen. 

Für die örtliche Zuständigkeit konnte eine 
Beschränkung auf bestimmte Gerichtsstände 
nicht in Betracht kommen. Für den Gerichts- 
stand des Vermögens bedurfte es insofern 
einer Erweiterung des § 23 der Zivilprozeß- 
ordnung, als das Gericht, in dessen Bezirk 
der Beklagte Vermögen hat, auch dann zu- 
ständig sein soll, wenn der Beklagte nicht im 
Auslande, sondern außerhalb des Geltungs- 
bereichs des Gesetzes im Inlande lebt. 

Abs. 1 Satz 4 stellt klar, daß der Stillstand 
der Rechtspflege, der gemäß § 245 der Zivil- 
prozeßordnung zur Unterbrechung des Ver- 
fahrens geführt hatte, durch die Schaffung 
einer Ersatzzuständigkeit beendigt ist. 

Ist der Rechtsstreit bereits rechtskräftig ent- 
schieden worden, so kann, wenn Urteil und 
Akten verloren sind, dem Kläger nur durch 
eine neue Klage geholfen werden. Recht- 
sprechung und Rechtslehre haben in solchen 
Fällen ein Rechtsschutzbedürfnis anerkannt. 

Zu § 3: 

Das Kostenfestsetzungsverfahren kann nach 
§ 3 sowohl auf Grund eines rechtskräftigen 
als auch eines noch nicht rechtskräftigen, zur 
Zwangsvollstreckung geeigneten Titels be- 
trieben werden. Im zweiten Falle erscheint es 
nicht angezeigt, die Partei auf den Weg des 
§ 2 zu verweisen. Dadurch, daß % 3 den Ge- 
richtsstand einer erstattungspflichtigen Partei 
bestimmend sein läßt, wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß auch der Kläger 
Kostenschuldner sein kann. 

Zu 5 4: 

§ 4 Abs. 1 ermöglicht der Partei, die im Be- 
sitze eines in den Gebieten des § 1 erwirkten 
Vollstreckungstitels ist, die Zwangsvollstrek- 
kung aus diesem Titel bei einem Ersatz- 
gericht im Bundesgebiet zu betreiben, und 
allen Beteiligten, weitere auf dem Gebiete 
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der Zwangsvollstreckung in Betracht kom- 
mende Rechtsbehelfe wahrzunehmen, soweit 
daran gegenwärtig noch ein schutzwürdiges 
Interesse bestehen kann. Darauf, ob der Titel 
rechtskräftig ist, kommt es nicht an. Der 
Gläubiger, der im Besitze eines nur vor- 
läufig vollstreckbaren Titels ist, braucht also 
nicht nach § 2 vorzugehen. Entscheidend ist 
nicht der Gerichtsstand des Beklagten, son- 
dern der des Schuldners. 

Mit Rücksicht darauf, daß nach § 797 Abs. 2 
der Zivilprozeßordnung die vollstreckbare 
Ausfertigung notarieller Urkunden nicht von 
einem Gericht, sondern von dem Notar er- 
teilt wird, der die Urkunde verwahrt, be- 
durfte es der besonderen Bestimmung des 
Abs. 2. Wenn auch für notarielle Urkunden 
eine gerichtliche Ersatzzuständigkeit begrün- 
det wird, so war hierbei die Erwägung maß- 
gebend, daß nur der Notar für die Erteilung 
der Vollstreckungsklausel zuständig ist, der 
die Urkunde verwahrt. Dieser Notar wird 
aber in den Fällen der Ersatzzuständigkeit 
meist fehlen. 

Da in nichtvermögensrechtlichen Streitig- 
keiten ein Schuldner nicht vorhanden ist, ist 
in diesen Fällen für die Erteilung von Zeug- 
nissen über die Rechtskraft in Abs. 3 das 
Gericht 1. Instanz für zuständig erklärt wor- 
den, in dessen Bezirk eine der Parteien ihren 
allgemeinen Gerichtsstand hat. 

Abs. 4 entspricht hinsichtlich des Ersatz- 
gerichtsstandes für Wiederaufnahmeklagen 
einem in der Praxis wiederholt hervor- 
getretenen Bedürfnis. Außerdem wird die 
Möglichkeit berücksichtigt, daß nichtbefrie- 
digte Konkursgräubiger aus dem Tabellenaus- 
zug oder Vergleichsschuldner aus einem be- 
stätigten Vergleich im Bundesgebiet voll- 
strecken wollen. 

Zu § 5: 

Die Vorschrift trägt den häufig vorkommen- 
den Fällen Rechnung, daß die ausschließliche 
Zuständigkeit eines Gerichts vereinbart wor- 
den ist, an dessen Sitz deutsche Gerichtsbar- 
keit nicht mehr ausgeübt wird. Wenn sich 
auch die Rechtsprechung vielfach mit der Er- 
wägung geholfen hat, daß in diesen Fällen die 
Vertragsgrundlage für die Vereinbarung des 
Gerichtsstandes fortgefallen sei, so war doch 
eine gesetzliche Klarstellung erwünscht. Das 
gleiche gilt von den in Abs. 2 erwähnten 
Zuständigkeitsvereinbarungen in Schiedsver- 
trägen. 


Zu § 6: 

Die Vorschrift schafft eine Ersatzzuständig- 
keit für die Behörden, die nach der Verord- 
nung vom 18. Juni 42 und der Bekannt- 
machung von 5. November 43 für die Er- 
setzung der Urschrift zerstörter oder abhan- 
dengekommener Urkunden zuständig sind. 
Flüchtlinge werden nur selten noch im Be- 
sitz einer Urschrift oder Ausfertigung des 
Titels sein. 

Abs. 2 soll sicherstellen, daß nicht mehrere 
Gerichte im Bundesgebiet in derselben An- 
gelegenheit tätig werden. Eine Anzeigepflicht 
erschien auch für die zurückliegenden Fälle 
zweckmäßig. Dem zentralen Gericht soll 
damit die Möglichkeit zu erschöpfender Aus- 
kunft gegeben werden. Entsprechend der in 
§ 15 a des Verschollenheitsgesetzes getrof- 
fenen Regelung wird zum zentralen Aus- 
kunfts- und Bestätigungsgericht das Amts- 
gericht Schöneberg in Berlin-Schöneberg be- 
stimmt. 

Zu § 7: 

Die Vorschrift beseitigt die Schwierigkeiten, 
die sich bei der Behandlung von Nachlaß- 
sachen aus der Frage ergeben haben, ob auf 
Erbfälle in den in § 1 genannten Gebieten 
die Zuständigkeitsbestimmungen des § 73 
Abs. 2 oder 3 des Gesetzes über Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent- 
sprechend angewendet werden können. Nach 
dem Entwurf soll als Nachlaßgericht in diesen 
Fällen jedes Amtsgericht zuständig sein, in 
dessen Bezirk sich Nachlaßgegenstände be- 
finden. Eine Beschränkung dieser Ersatz- 
zuständigkeit auf Erbfälle vor dem 8. Mai 45 
erschien unzweckmäßig. Vielfach sind 
Deutsche in den Gebieten des § 1 erst später 
verstorben; für diese Nachlässe besteht das 
gleiche Bedürfnis eines Ersatzgerichtes im 
Bundesgebiet. Ferner war die Möglichkeit zu 
berücksichtigen, daß im Bundesgebiet keine 
Nachlaßgegenstände vorhanden sind; auch 
dann können im Ausland lebende Deutsche 
oder Ausländer ein berechtigtes Interesse 
daran haben, daß ein Ersatzgericht im Bun- 
desgebiet in Angelegenheiten des Nachlasses 
tätig wird. Der Entwurf sieht für diese Fälle 
im Hinblick auf ihre Seltenheit die Zustän- 
digkeit des Amtsgerichts Schöneberg in Ber- 
lin-Schöneberg vor (Abs. 1 Satz 2). 

Abs. 2 begründet die ausschließliche Zustän- 
digkeit des einmal tätig gewordenen Gerichts 
für den gesamten Nachlaß. 
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Abs. 3 bestimmt durch Verweisung auf § 6 
Abs. 2 aus den gleichen Gründen das Amts- 
gericht Schöneberg in Berlin-Schöneberg 
zum zentralen Auskunfts- und Bestätigungs- 
gericht. 

Zu §§ 8 und 9: 

Im Bundesgebiet halten sich zahlreiche Per- 
sonen auf, für die eine Vormundschaft, 
Pflegschaft oder Beistandschaft bei einem Ge- 
richt geführt worden ist, an dessen Sitz 
deutsche Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt 
wird. Da eine Abgabe an ein Gericht im Bun- 
desgebiet nicht durchführbar ist, haben die 
Gerichte überwiegend die Meinung vertreten, 
daß in diesen Fällen bei keinem deutschen 
Gericht eine Vormundschaft, Pflegschaft oder 
Beistandschaft geführt wird und daß sie des- 
halb neu anzuordnen sei. Diese Auffassung 
wird zwar den praktischen Notwendigkeiten 
gerecht, ist aber in ihrer Begründung bedenk- 
lich. Eine gesetzliche Regelung erschien des- 
halb angezeigt. Das gleiche gilt für Ab- 
wesenheitspflegschaften nach den §§ 1911 und 
1913 BGB, die am 8. Mai 45 bei einem Ge- 
richt anhängig waren, an dessen Sitz deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird 
(Abs. 1 Satz 2). 

Auf die Bestimmung eines zentralen Aus- 
kunfts- und Bestätigungsgerichts ist hier ver- 
zichtet worden., Soweit für die in Betracht 
kommenden Personen schon eine Vormund- 
schaft, Pflegschaft oder Beistandschaft bei 
einem Gericht im Bundesgebiet geführt wird, 
darf erwartet werden, daß einer der Beteilig- 
ten dies mitteilt, wenn ein Antrag auf Fort- 
führung bei einem anderen Gericht gestellt 
wird. Die Gefahr, daß mehrere Gerichte mit 
der gleichen Sache befaßt werden, ist daher 
hier gering. Die für alle Vormundschafts- 
gerichte mit einer Anzeigepflicht verbundene 
Mehrbelastung wäre aber nur gerechtfertigt, 
wenn ein dringendes Bedürfnis nach einer 
zentralen Auskunftsstelle bestünde. 

Durch $ 9 soll sichergestellt werden, daß es 
für uneheliche Kinder, deren Amtsvormund 
ein Jugendamt war, an dessen Sitz deutsche 
Gerichtsbarkeit nicht mehr ausgeübt wird, 
der Bestellung eines Einzelvormundes nach 
§ 8 nicht bedarf, sondern daß das Jugendamt 
des Wohnsitzes oder Aufenthaltsortes des 
Mündels kraft Gesetzes Amtsvormund wird. 
Die Anzeigepflicht des ersatzweise zustän- 
digen Jugendamts an das Vormundschafts- 
gericht entspricht der Bestimmung des § 39 
Abs. 1 Satz 3 des Jugendwohlfahrtsgesetzes. 


Zu 5 10: 

Wegen der Gründe, die für die Übernahme 
der bisher auf die britische Zone beschränk- 
ten Regelung sprechen, wird auf die Ausfüh- 
rungen zu I 1 der Begründung verwiesen. 
Als zuständiges Gericht ist auch hier, ent- 
sprechend der Regelung in § 8 Abs. 1 Satz 2, 
das Amtsgericht vorgesehen, in dessen Bezirk 
das Bedürfnis der Fürsorge für die Ver- 
mögensangelegenheit hervortritt. 

Im übrigen behält es bei den allgemeinen 
Vorschriften für die Bestellung eines Ab- 
wesenheitspflcgers sein Bewenden. Die in § 10 
enthaltene Regelung tritt also nicht an die 
Stelle der bisherigen Vorschriften über Ab- 
weserheitspflegschaft, sondern ergänzt sie 
nur für die durch den Zusammenbruch von 
1945 bedingten Verhältnisse. 

Die Vorschrift des Abs. 4 soll der zuständigen 
Industrie- und Flandelskammer oder Hand- 
werkskammer oder der sonstigen zuständigen 
Berufsvertretung Gelegenheit geben, sich zu 
der Bestellung des Abwesenheitspflegers zu 
äußern, wenn die Person oder Gesellschaft ein 
gewerbliches Unternehmen betreibt. 

Zu § 11: 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist anzu- 
nehmen, daß das Bedürfnis einer Ersatz- 
zuständigkeit für Aufgebotsverfahren nur in 
seltenen Fällen begründet sein wird. Es er- 
schien daher angezeigt, alle diese Fälle in der 
Zuständigkeit eines Gerichts zu vereinigen. 
In Übereinstimmung mit der für Nachlaß- 
sachen getroffenen Regelung ist hierfür das 
Amtsgericht Schöneberg in Berlin-Schöneberg 
vorgesehen. 

Satz 2 soll klarstellen, daß bei einem Auf- 
gebot zum Zwecke der Ausschließung von 
Nachlaßgläubigern das Nachlaßgericht ersatz- 
weise zuständig ist. 

Zu § 12: 

Die Vorschrift soll Zweifel ausschließen, die 
sich aus der umstrittenen Auslegung des § 7 
des Gesetzes über Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit ergeben könnten. 
Die Bestimmung stellt zunächst klar, daß die 
Regelung des § 7 des Gesetzes über An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit sich auf alle früheren Handlungen des 
nach dem Entwurf unzuständigen Gerichts 
erstrecken soll, gleichgültig, ob im einzelnen 
Fall e aus Vorschriften des materiellen Rechts 
die ausschließliche Zuständigkeit eines be- 
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stimmten Gerichts gefolgert wird oder nicht 
(vgl. Schlegelberger FGG 5. Aufl. § 1 Anm. 
25 und § 7, Anm. 17). Die weitere Bestim- 
mung, daß der Mangel örtlicher Zuständig- 
keit des Gerichts auch die Wirksamkeit be- 
stimmter ihm gegenüber abgegebener Er- 
klärungen nicht beeinträchtigen soll, ist mit 
Rücksicht auf die auch in dieser Frage auf- 
getretenen Zweifel geboten (vgl. RGZ Bg. 71 
S. 380 gegen Schlegelberger aaO. § 7 Anm. 1 
und 16). Die Beschränkung dieses Schutzes 
auf die ausdrücklich genannten Erklärungen 
entspringt der Erwägung, daß andere Fälle 
als die geregelten praktisch nicht in Betracht 
kommen werden, daß im übrigen auch in den 
Fällen, in denen nicht eine gerichtliche Hand- 
lung oder die Entgegennahme einer der er- 
wähnten Erklärungen vorliegt, eine Heilung 
nicht zu rechtfertigen sein wird; denn dann 
hat das Gericht eine Prüfung, wie sie in den 
erwähnten Fällen stattzufinden hat (vgl. RGZ 
Bd. 71 S. 380), nicht vorgenommen. 

Zu § 13: 

In mehreren Fällen haben sich Handelsunter- 
nehmungen entschlossen, ihre Hauptnieder- 
lassung oder ihren Sitz aus den in § 1 ge- 
nannten Gebieten in das Bundesgebiet zu 
verlegen oder hier eine Zweigniederlassung zu 
errichten. Vielfach haben sich die Gerichte auf 
den Standpunkt gestellt, daß in den Ge- 
bieten des § 1 Registergerichte, unter deren 
Mitwirkung die Verlegung oder Errichtung 
erfolgen könnte, nicht mehr vorhanden seien 
und daß deshalb die Anmeldung und Ein- 
tragung beim Gericht des neuen Sitzes zuzu- 
lassen sei. Da diese Auffassung mit den ge- 
setzlichen Vorschriften nicht zweifelsfrei ver- 
einbar ist, war eine die gerichtliche Praxis 
sanktionierende gesetzliche Regelung geboten. 

Zu § 14: 

Häufig sind Unternehmungen aus den Ge- 
bieten, in denen deutsche Gerichtsbarkeit 
nicht mehr ausgeübt wird, in das Bundes- 
gebiet ausgewidien, um hier die Tätigkeit des 
Unternehmens fortzuführen oder auch nur 
abzuwickeln, ohne die Hauptniederlassung 
oder den Sitz in das Bundesgebiet zu ver- 
legen. So lange kein Gericht im Bundesgebiet 
für die Ausübung der dem Registergericht 
des Sitzes des Unternehmens zugewiesenen 
Funktionen, die nicht unmittelbar die 
Registerführung betreffen, zuständig war, 
wurde die Tätigkeit dieser Unternehmen im 


Bundesgebiet weitgehend lahmgelegt. Beson- 
ders störend machte sich die fehlende Zustän- 
digkeit für die Bestellung und Abberufung 
von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern 
bemerkbar. Mit Rücksicht darauf, daß solche 
Falle sich auch jetzt noch gelegentlich er- 
eignen, schafft hier die Vorschrift des § 14 
Abhilfe. 

Zu § 15: 

Da auch bei Vereinen ein Bedürfnis nach 
einer Ersatzzuständigkeit bestehen kann, 
sind die §§13 und 14 des Entwurfs auf Ver- 
eine für entsprechend anwendbar erklärt 
worden. 

Zu § 16: 

Absatz 1 trägt den Fällen Rechnung, in 
denen ein Strafverfahren fortgeführt oder 
wieder aufgenommen werden soll, das bei 
einem örtlich nidit mehr bestehenden 
Gericht am 8. Mai 1945 anhängig oder rechts- 
kräftig abgeschlossen war. Bei diesen Ver- 
fahren wird es sich häufig um solche von 
einigem Gewicht und Umfang handeln; zu- 
dem werden oft Akten nicht mehr zur Ver- 
fügung stehen, auch die Herbeischatfung von 
Beweismitteln wird meist schwierig sein. Die 
Verfahren werden daher häufig die Kraft 
eines Einzelrichters übersteigen. Es erscheint 
daher und auch im Interesse der Konzen- 
trierung der Verfahren zweckmäßig, hier- 
für die ausschließliche Zuständigkeit der 
Strafkammer des Landgerichts oder bei Vor- 
liegen der Voraussetzungen des § 80 GVG 
des Schwurgerichts zu schaffen, in dessen Be- 
zirk der Beschuldigte oder Verurteilte seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines im Be- 
reich deutscher Gerichtsbarkeit gelegenen 
Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Durch diese örtliche Beschränkung soll 
eine Häufung von Ersatzzuständigkeiten 
möglichst vermieden werden. Die Vorschrift 
soll die Fortsetzung und Wiederaufnahme 
des Verfahrens grundsätzlich bei allen Be- 
schuldigten und Verurteilten ermöglichen. 
Absatz 1 Satz 2 knüpft an die nach dem 
ersten Weltkrieg für die Überleitung der 
Strafrechtspflege in den abgetrennten Reichs- 
gebieten getroffenen Regelungen an (vgl. 
z. B. Art. 7 des deutsch-französischen Ab- 
kommens über Elsaß-Lothringische Rechts- 
angelegenheiten vom 5. Mai 1920 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 1995, 2006; Art. 2 der Be- 
kanntmachung über das am 20. September 
1920 Unterzeichnete Deutsch-Polnische Ab- 
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kommen — Reichsgesetzbl. I S. 2043). Die 
Fortführung des Verfahrens oder die Wieder- 
aufnahme wird nur bei solchen Personen er- 
möglicht, die zur Zeit des früheren Ver- 
fahrens Deutsche waren und im Zeitpunkt 
der Fortsetzung des Verfahrens oder des An- 
trags auf Wiederaufnahme Deutsche im 
Sinne des Art. 116 Grundgesetz sind. 

Absatz 2 bezweckt die Bestimmung der nun- 
mehr zuständigen Strafvollstreckungsbehörde. 
Es erscheint zweckmäßig, diese Zuständigkeit 
der Strafvollstreckungsbehörde bei dem ört- 
lich zuständigen Landgericht zu übertragen. 

Zu § 17: 

Die Vorschrift soll die Möglichkeit der 
Wiederaufnahme gegenüber Urteilen der 
früheren Wehrmachtgerichte und von Ge- 
richten w^hrmachtähnlidier Formationen 
(z. B. SS- und Polizeigerichten) nach den Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung schaffen. 
Durch Absatz 2 werden den allgemeinen 
Wiederaufnahmegründen zwei weitere hin- 
zugefügt, deren Notwendigkeit sich aus dem 
inzwischen aufgehobenen Kriegsstrafver- 
fahrensrecht ergibt. Die Kriegsstrafver- 
fahrensordnung, die keine Rechtsmittel vor- 
sah, enthielt zum Ausgleich hierfür in § 92 
zwei Wiederaufnahmegründe der „Rechts- 
verletzung“, die der Strafprozeßordnung 
fremd sind. Es erscheint geboten, sie min- 
destens für die Fälle wieder einzuführen, in 
denen sie nach früherem Recht gegolten 
haben; andernfalls würde der Rechtsschutz 
hinter der Regelung Zurückbleiben, wie sie 
vor dem 8, Mai 1945 gegolten hat. Wenn 
auch die hier vorgesehenen Wiederaufnahme- 
gründe früher lediglich in der Dienststraf- 
verfahrensordnung, nicht dagegen auch in der 
Militärstrafgerichtsordnung enthalten waren, 
so bestehen doch keine Bedenken, ihnen jetzt 
gegenüber Wehrmachturteilen jeder Art Gel- 
tung zu verschaffen. In Absatz 2 Nr. 2 ist 
die Möglichkeit geschaffen, ein Urteil zu be- 
seitigen, das unter Verletzung der wesent- 
lichsten zum Schutze des Angeklagten ge- 
gebenen Verfahrensvorschriften ergangen ist 
und deshalb nicht hätte bestätigt werden 
dürfen. 

Die Wiederaufnahme der wehrmachtgericht- 
lichen Strafverfügungen wurde nicht vorge- 
sehen, da die hier in Betracht kommenden 
Strafen angesichts des inzwischen verflossenen 
Zeitraums ein solches Verfahren kaum 
mehr rechtfertigen dürften (vgl. § 48 a der 


Kriegsstrafverfahrensordnung in der nach 
Art. I Ziffer 6 der Achten Verordnung zur 
Durchführung und Ergänzung der Kriegs- 
strafverfahrensordnung vom 4. Juli 1942 gel- 
tenden Fassung — Reichsgesetzbl. I S. 449). 
Diese Strafen dürften zum großen Teil ge- 
tilgt sein, sie unterliegen überdies, soweit sie 
drei Monate Freiheitsstrafe nicht übersteigen, 
gemäß § 6 des Straftilgungsgesetzes der be- 
schränkten Auskunft aus dem Strafregister. 
Vor allem werden sämtliche im Wege der 
wehrmachtgerichtlichen Strafverfügung er- 
kannten Strafen durch die Straffreiheits- 
gesetze erfaßt. 

Absatz 3 bezweckt in Angleichung an § 16 
und aus den gleichen Gründen wie dort die 
Konzentrierung der Wiederausnahmever- 
fahren bei der Strafkammer oder, falls nach 
den jetzt geltenden Vorschriften (§ 80 GVG) 
das Schwurgericht zuständig ist, bei diesem. 
Durch die Beschränkung auf den Wohnsitz 
usw. soll wie* in § 16 verhindert werden, daß 
mehrere Ersatzzuständigkeiten begründet 
sind. 

Zu 5 18: 

§18 bringt Vorschriften für besondere Fälle, 
in denen weder § 16 noch § 17 eine Ersatz- 
zuständigkeit begründen, es aber gleichwohl 
geboten erscheint, eine solche zu schaffen. 
Die Vorschriften sollen in gleicher Weise für 
die Fortsetzung des Verfahrens bzw. Wieder- 
aufnahme nach § 16 und für die Wiederauf- 
nahme nach § 17 gelten. 

Absatz 1 erstreckt die Vorschriften der §§ 16 
und 17 des Gesetzes auch auf solche Personen, 
die erst nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik be- 
gründen. Hierdurch sollen vor allem Heimat- 
vertriebene, Spätheimkehrer, Flüchtlinge und 
Bewohner der Ostzone begünstigt werden, 
die ihren Wohnsitz in die Bundesrepublik 
verlegen wollen. 

Absatz 2 erfaßt darüber hinaus auch die- 
jenigen Personen, die ihren Wohnsitz im 
Ausland haben und auch nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes keinen Wohnsitz in 
dessen Geltungsbereich begründen. In solchen 
Fällen soll der Bundesgerichtshof das zu- 
ständige Gericht bestimmen. 

Absatz 3 regelt die Zuständigkeit im Wieder- 
aufnahmeverfahren, wenn der Verurteilte 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ver- 
storben ist. Satz 2 trifft eine Bestimmung für 
den Fall, daß der Verstorbene weder Wohn- 
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sitz noch gewöhnlichen Aufenthalt im Be- 
reich deutscher Gerichtsbarkeit hatte, gleich- 
wohl aber die nach § 361 Abs, 2 StPO zur 
Antragstellung befugten Personen die Wieder- 
aufnahme betreiben wollen. Für den Fall, daß 
der verstorbene Verurteilte weder Wohnsitz 
noch gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch- 
land hatte und auch die Angehörigen erst 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik begründen 
oder ihn im Ausland haben, sollen die Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend gelten. Da hier- 
nach unter Umstanden mehrere Gerichte zu- 
ständig sein können, soll in Angleichung an 
die Bestimmung des § 12 Abs. 1 StPO dem 
Gericht der Vorzug gebühren, das zuerst mit 
der Sache befaßt wird. 

Zu § 19: 

Die Vorschrift stellt klar, daß gesetzliche Be- 
stimmungen, durch die bereits Ersatzzustän- 
digkeiten geschaffen worden sind, in Kraft 
bleiben. Da der Entwurf nur ergänzende 
Vorschriften für die Fälle schaffen will, in 
denen Gesetzgebung und Rechtsprechung bis- 
her nicht die vorhandenen Schwierigkeiten 
haben beseitigen können, besteht kein Grund 
zu einer Aufhebung der früher erlassenen Be- 
stimmungen, soweit sie nicht im Interesse der 
Rechtsvereinheitlichung für das gesamte 
Bundesgebiet übernommen werden. 

Zu § 20: 

Die Vorschrift ist mit Rücksicht auf die in 
einigen Ländern bestehenden Besonderheiten 
eingefügt worden. Auf Grund des Art. 147 
des Einführungsgesetzes zum BGB sind in 
Württemberg die den Vormundschaftsge- 
richten und dem Nachlaßgericht, in Baden 
nur die dem Nachlaßgericht obliegenden 


Verrichtungen anderen als gerichtlichen Be- 
hörden übertragen worden (Art. 12, 61 und 
73 des Württemberg. AGBGB vom 29. De- 
zember 31, RegBl. S. 545; § 33 des Badischen 
LFGG vom 13, Oktober 25, GVBl. S. 281), 
Diese Besonderheiten sollen erhalten bleiben. 

Zu § 21: 

Die Vorschrift trägt dem Umstande Rech- 
nung, daß nach der durch das Deutsche Ar- 
beitsgerichtsgesetz (Kontrollratsgesetz Nr. 21) 
vom 30. März 1946 (KRABl. S. 124) ge- 
schaffenen Rechtslage die „Arbeitsgerichts- 
behörden“ weitgehend aus dem Bereich der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit herausgelöst und 
als gesetzlich . bestimmte Sondergerichte an- 
zusehen sind (vergl. Stein-Jonas-SchÖnke 
Kommentar zur Zivilprozeßordnung 17. Auf- 
lage Anmerkung IV A vor § 1). 

Zu § 22: 

Die Gründe für die Aufhebung der in dieser 
Vorschrift genannten Bestimmungen ergeben 
sich aus den Ausführungen S. 7 u. 8 der Be- 
gründung. 

Zu § 23: 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß Straf- 
verfahren, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes auf Grund der in § 22 
Nr. 3 und 4 nunmehr aufgehobenen Vor- 
schriften anhängig sind, nach den bisherigen 
Vorschriften zu Ende geführt werden. 

Zu § 24: * 

Die Berlin-Klausel ist eingefügt worden, um 
in der üblichen Form die Übernahme des 
Entwurfs für Berlin zu ermöglichen. 


14 



